
Bedeutung der Festlegung klarer Verantwortlichkeiten 
im besonderen im Bereich der Wirtschaft erkannt und 
gefördert.
Der Beschluß, ein neues Strafgesetzbuch und die da­
mit im Zusammenhang stehenden Gesetze auszuarbei­
ten, entsprach dem Beschluß des VI. Parteitages der 
SED. Diese Gesetze fügen sich komplex in das sozia­
listische Rechtssystem ein, und sie entsprechen anderer­
seits sowohl der Kontinuität unseres gesamten gesell­
schaftlichen und staatlichen Aufbaus als auch der Kon­
tinuität in der Entwicklung des Strafrechts. Mit dem 
Strafgesetzbuch wird das aus dem kaiserlichen 
Deutschland stammende Strafgesetzbuch vom 15. Mai 
1868 abgelöst, das im wesentlichen eine unmittelbare 
Weitergeltung des Preußischen Strafgesetzbuchs von 
1851 war. Dieses alte Strafgesetzbuch wurde bereits 
vor 1945 vielfach geändert und ergänzt, ohne daß die 
widersprüchlichen und Jahrzehnte alten, auch in der 
Nazizeit fortgesetzten „Reformbestrebungen“ zu einem 
neuen Strafgesetzbuch geführt hätten. Nach der Zer­
schlagung des Faschismus wurde das nazistische Un­
recht in der Strafgesetzgebung beseitigt. Neue Straf­
gesetze außerhalb des Strafgesetzbuchs ergingen, so 
1948 die Wirtschaftsstrafverordnung, 1950 das Gesetz 
zum Schutz des innerdeutschen Handels und 1952, mit 
dem Beginn der Schaffung der Grundlagen des Sozia­
lismus, das Jugendgerichtsgesetz und die Strafprozeß­
ordnung. Nicht zuletzt ist auf das im Jahre 1950 auf 
Initiative des Weltfriedensrates geschaffene Friedens­
schutzgesetz hinzuweisen — das erste Strafgesetz der 
Deutschen Demokratischen Republik und Ausdrude 
ihrer Friedenspolitik. Durch das Strafrechtsergänzungs­
gesetz vom September 1957 wurde das geltende Straf­

recht wesentlich geändert. Strafen ohne Freiheitsentzug 
in Form der bedingten Verurteilung und des öffent­
lichen Tadels wurden eingefügt und Bestimmungen 
zum strafrechtlichen Schutz der Deutschen Demokra­
tischen Republik und des sozialistischen Eigentums 
ausgearbeitet.
Von Bedeutung war die Rechtsprechung des Obersten 
Gerichts, das viele Erscheinungsformen der Verbrechen 
gegen unseren Staat so charakterisierte, daß hieraus 
wichtige Erfahrungen für die Fassung der gesetzlichen 
Tatbestände abgeleitet werden konnten. Diese Linie 
zieht sich vom DCGG-Prozeß im Jahre 1950 über die 
Verfahren gegen die Angehörigen der sog. Kampf­
gruppe gegen Unmenschliehkeit und anderer westlicher 
Untergrund- und Spionageorganisationen bis zu den 
Verfahren gegen Oberländer, Globke und Latinsky.
Der Erlaß des Staatsrates über die grundsätzlichen 
Aufgaben und die Arbeitsweise der Organe der Rechts­
pflege vom 4. April 1963 leitete eine neue Etappe in 
der Entwicklung der sozialistischen Rechtspflege ein. 
Mit diesem Erlaß wurde die Verbindung zwischen 
Rechtspflege und gesamtgesellschaftlicher Entwicklung 
vertieft, der Schutz unseres Staates verstärkt, die sozia­
listische Demokratie in der Rechtspflege entfaltet, auf 
die Schaffung eines Systems der gesellschaftlichen Or­
gane der Rechtspflege orientiert und die Garantien für 
die Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
erhöht.
Wichtige Hinweise für die Arbeit im Bereich der Ge­
setzgebung enthielten bereits der erste Beschluß des 
Staatsrates über die weitere Entwicklung der Rechts­
pflege vom 30. Januar 1961, sodann die Richtlinie des 
Vorsitzenden des Staatsrates vom 31. März 1964 sowie 
die Ergebnisse der 25. Tagung des Staatsrates vom 
15. April 1966.
Beachtet und ausgewertet wurden die Entwicklung der 
Kriminalität und die Erfahrungen der Konflikt- und 
Schiedskommissionen; über die Schiedskommissionen

wird ja zur Zeit in der Presse anläßlich ihrer Neuwahl 
ausführlich berichtet.
Von besonderer Bedeutung war die Beratung des Be­
richts über den Stand der Arbeit der Kommission und 
die Konzeption des Strafgesetzbuchs im Februar 1964 
vor dem Staatsrat. Die uns gegebenen Hinweise,'kein 
Gesetz für den Kommunismus auszuarbeiten, sondern 
für unsere Gegenwart und die übersehbare nächste 
Zukunft, sowie konkret die der Strafgesetzgebung zu­
grunde liegenden gesellschaftlichen Verhältnisse zu 
untersuchen, haben wir uns bemüht zu beachten.
Die Bedeutung dieser Hinweise wurde in den Fest­
stellungen der Rede des Ersten Sekretärs des Zentral­
komitees der SED und Vorsitzenden des Staatsrates 
auf der wissenschaftlichen Session zum 100. Jahrestag 
des Erscheinens des ersten Bandes des „Kapital“ von 
Karl Marx besonders klar; und die Erklärung auf der 
letzten Sitzung der Volkskammer ist eine Aufforde­
rung, an dem dort dargestellten Stand unserer gesell­
schaftlichen Verhältnisse den Entwurf des Strafgesetz­
buchs zu messen.
Ohne im einzelnen Paragraphen zu behandeln, sollen 
folgende Grundgedanken und wichtigste Regelungen 
des Gesetzes hervorgehoben werden:
Dem Strafgesetzbuch sind eine Präambel und in Ar­
tikeln gefaßte Grundsätze vorangestellt. Diese Grund­
sätze gelten für den gesamten Komplex des vorliegen­
den Gesetzeswerkes, also auch für die Strafprozeßord­
nung und das Strafvollzugsgesetz.
Sowohl die Präambel als auch der erste Artikel gehen 
von der Bedeutung der allseitigen Festigung unserer 
Staatsmacht und ihres Schutzes für die Vollendung 
des Aufbaus des Sozialismus und die Erhaltung des 
Friedens aus. So' lautet Art. 1, der die Überschrift trägt 
„Schutz und Sicherung der sozialistischen Staatsord­
nung und der sozialistischen Gesellschaft“:

„Gemeinsames Interesse der sozialistischen Gesell­
schaft, ihres Staates und aller Bürger ist es, den zu­
verlässigen Schutz der Souveränität der DDR und 
der sozialistischen Errungenschaften, des friedlichen 
Lebens und der schöpferischen Arbeit der Menschen, 
der freien Entwicklung und der Rechte jedes Bürgers 
zu gewährleisten. Der Kampf gegen alle Erscheinun­
gen der Kriminalität, besonders gegen die verbreche­
rischen Anschläge auf den Frieden, aüf die Souverä­
nität der DDR und auf den Arbeiter-und-Bauern- 
Staat, ist gemeinsame Sache der sozialistischen Ge­
sellschaft, ihres Staates und aller Bürger. Der sozia­
listische Staat schützt seine staatlichen, wirtschaft­
lichen und militärischen Geheimnisse allseitig gegen­
über jedermann.“

Mit diesen Grundsätzen wird erstmals in einem Straf­
gesetzbuch eine gesetzliche Anleitung für den gesamt­
gesellschaftlichen Kampf gegen die Kriminalität und 
für seine staatliche Leitung gegeben. Mit ihnen werden 
die Rechte und Pflichten aller daran Beteiligten grund­
sätzlich geregelt und die Zusammenhänge zwischen 
dem Schutz und der Sicherung der sozialistischen 
Staatsordnung und der sozialistischen Gesellschaft und 
der Gewährleistung der Rechte der Bürger dargelegt. 
Diese grundsätzlichen Bestimmungen kennzeichnen das 
neue Verhältnis von Staat und Bürger, wie es nur 
unter sozialistischen Bedingungen möglich ist, und ge­
stalten die verantwortlichen Rechte des Staates, seiner 
Organe und jedes einzelnen. Ihnen volles Gewicht zu 
verleihen, wird eine wichtige, für jeden Bürger ge­
stellte Aufgabe sein.
Der Gedanke, der schon im Beschluß des Staatsrates 
der DDR über die Weiterentwicklung der Rechtspflege 
vom 30. Januar 1961 ausgesprochen ist: „In der soziali-
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